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1 Einleitung 

Der Einigungsvertrag enthält den Auftrag, das soziale Siche­
rungssystem der Bundesrepublik auf die Neuen Bundeslän­
der (NBL) und den Ostteil BerlinsD zu übertragen, was im Be­
reich der Landwirtschaft auf besondere Schwierigkeiten stößt: 
Einer einfachen Übertragungslösung der Agrarsozialpolitik 
der Alten Bundesländer (ABL) auf die NBL steht insbesondere 
entgegen, daß die Institutionen der landwirtschaftlichen Sozi­
alversicherung (LSV) der Bundesrepublik auf eine bäuerliche 
Agr.uverfassung zugeschnitten und mit einer entsprechenden 
Agrarpolitik verwoben sind. Infolgedessen beschränkten sich 
bisherige Schritte auf die Bereiche der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung und der landwirtschaftlichen Krankenver­
sicherung (vgl. Mehl und Hagedorn 1992; 1993a und b); 
dagegen wurde die Altershilfe für Landwirte (LAH) als einzi­
ges Sozialversicherungssystem der Bundesrepublik bislang 
nicht in die NBL überführt (vgl. St ü w e , 1992, S. 1). 

Die Bundesregierung hat allerdings einen Gesetzentwurf 
zur Reform der agrarsozialen Sicherung (ASRG-E) vorgelegt, 
der u.a. die Übertragung des durch dasselbe Gesetz reformier­
ten landwirtschaftlichen Alterssicherungssystems auf die NBL 
enthält, wobei die LAH durch die Alterssicherung der Land­
wirte (AdL) ersetzt wird. Der folgende Beitrag befaßt sich mit 

den die Überleitung des landwirtschaftlichen Alterssiche­
rungssystems betreffenden Teilen des Regierungsentwurfs; 
weitere darin vorgesehene Umgestaltungen der landwirt­
schaftlichen Alterssicherung2) sollen nur einbezogen werden, 
sofern sie für die NBL bedeutsam sind. Zunächst werden die 
grundsätzlichen Probleme der Übertragung des landwirt­
schaftlichen Alterssicherungssystems und damt verbundene 
Handlungsoptionen referiert (Abschnitt 2). Danach werden 
die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Übertragungsregelungen beschrieben (Abschnitt 3) und auf 
die durch sie voraussichtlich hervorgerufenen sozial- und ver­
teilungspolitischen und agrarstrukturellen Auswirkungen (Ab­
schnitt 4 - · 6) hin untersucht. Schließlich werden einige 
Schlußfolgerungen über die Ergebnisse der geplanten Politik 
und deren Bestimmungsgründe gezogen (Abschnitt 7). 

1) Die Im foJaenden venrcndete Abkürzung NBL echlldt neben den 

fünf neuen Bundesländern den ebenfalls der Bundesrepublik beige,. 

tretenen o.tteil Berlins ein. 

2) Zu den mft den Aspekten der elgenstindlgen Sicherung der Bäuerin 

und der finanZiellen StablllsleflJßg des Systema ÜI Zusammenhang 

stehenden VonchliRen vgl. Mehl und Ragedorn.1993<:. 
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2 Du politische Handlungsdilemma bei der Übertra­
gung der landwirtschaftlichen Alterssicherung 

Neben einem auf den versicherten Personenkreis selbstän­
diger Unternehmer ausgerichteten Leistungsrecht, mit dem 
die Funktion der sozialen Absicherung erfüllt werden soll, 
weist das landwirtschaftliche Sozialversicherungssystem die 
Besonderheit auf, daß mit ihm gleichzeitig auch einkommens­
und agrarstrukturelle Zielsetzungen verfolgt werden. Eine 
Übertragungslösung der LAH auf die NBL hat daher sowohl 
sozial- als auch verteilungs- und allokationspolitische Aspekte 
zu berücksichtigen: 

(1) Die Beschäftigten in der Landwirtschaft der ehemaligen 
DDR waren Mitglieder der staatlichen Einheitsversiche­
rung und in dieser gleichzeitig renten-, kranken- und un­
fallversichert. Sie befanden sich demzufolge in einer Posi­
tion, die ihrem Erwerbsstatus als de facto abhängig Be­
schäftigte durchaus entsprach. Im Gegensatz dazu orien­
tierte sich die landwirtschaftliche Sozialversicherung (LSV) 

in der Bundesrepublik von Anfang an an den Besonder­
heiten seines versicherten Personenkreises, was eine 
ganze Reihe sektorspezifischer Merkmale in der Ausgestal­
tung des LSV-Systems der Bundesrepublik (Beispiel: Be­
triebs- und Haushaltshilfe) zur Folge hatte. Infolgedessen 
konnte nicht davon ausgegangen werden, daß eine reine 
Übertragungslösung des westdeutschen Systems den sozi­
alen Sicherungsbedürfnissen der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft der NBL entsprechen würde; insbesondere 
gilt dies für die überwiegende Zahl der landwirtschaftli­
chen Erwerbstätigen, die auch nach der Wende nicht als 
selbständige Unternehmer auf Einzelbetrieben wirtschaf­
ten. Ein möglicher Ausweg aus dieser Problematik bestün­
de darin, die sektorspezifischen Einrichtungen der sozia­
len Sicherung nur auf diejenigen landwirtschaftlichen Un­
ternehmen des Beitrittsgebiets zu übertragen, die denen 
der Alt-Bundesländer entsprechen, für die diese Systeme 
konzipiert worden sind. Dies würde bedeuten, Wiederein­
richter von Einzelbetrieben und Mitunternehmer in Perso­
nengesellschaften im Beitrittsgebiet in die LSV-Sonder­
systeme zu integrieren, Beschäftigte in anderen Untemeh­
mensfonnen im Beitrittsgebiet dagegen analog zu land­
wirtschaftlichen Arbeitnehmern in den ABL in die allge­
meinen Systeme der sozialen Sicherung einzubeziehen. 
Eine solche Lösung der Übertragungsprobleme entspräche 
zweifellos den differenzierten Sicherungsbedürfnissen, 
wird allerdings durch die zusätzlichen Zielsetzungen 
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agrarstruktur- und -einkommenspolitischer Natur, die mit 
dem LSV-System verllochten sind, enorm erschwert. 

(2) Die bereits angeführten, mit der agrarsozialen Sicherung 
der Bundesrepublik verbundenen agrarpolitischen Zielset­
zungen, einmal agrarstruktureller Art (z.B. durch die Hof­
abgabeklausel und Vorruhestandsregelungen) und zum 
zweiten einkommenspolitischer Natur (insbesondere 
durch Beitragsermäßigungen), bergen ein durch den Bei­
tritt der NBL entstandenes, intrasektom/es verteilungs­
politisches Konfliktpotential in sich: Die Entscheidung 
über die Einbeziehung oder den Ausschluß der Erwerbstä­
tigen in landwirtschaftlichen Betrieben in der Form juristi­
scher Personen impliziert zugleich die Entscheidung über 
die Einbeziehung dieser landwirtschaftlichen Betriebe in 
die Einkommenstransfers, die über die LAH in beträchtli­
chem Ausmaß vermittelt werden; diese Problematik stellt 
sich im Bereich der LAH in einer deutlich größeren Di­

mension als im Bereich der LKV, wo Ungleichbehandlun­
gen zwischen den Betriebsformen bereits praktiziert 
werden (vgl. Mehl und Hagedorn, 1992, S. '1:7Bf.). 

(3) Die politischen Entscheider stehen damit vor einem Hand­
lungsdilemma, welches sich in den drei folgenden Optio­
nen ausdrückt: 

a) Unterbleibt die Übertragung der LAH auf die ostdeutschen 
landwirtschaftlichen Unternehmer ganz und bleiben diese 
in der GRV versichert, dann kommen sie nicht in den 
Genuß der umfangreichen Einkommenstransfers über Bei­
tragsermäßigungen in der LAH. Ein solcher Verstoß gegen 
den Grundsatz der Gleichbehandlung zwischen west- und 
ostdeutschen Betrieben dürfte auf Dauer weder politisch 
gewollt noch durchführbar sein. 

b) Entscheidet man sich dagegen für eine Übertragung, so ist 
schwerlich eine Lösung vorstellbar, die eine Benachteili­
gung der in Form juristischer Personen bewirtschafteten 
landwirtschaftlichen Unternehmen gegenüber Wiederein­
richtern in der Hand natürlicher Personen ausschließt. 

c) Denkbar wäre drittens eine Reform, die die sektorspezifi­
sche Vorzugsbehandlung der in der LAH versicherten land­
wirtschaftlichen Unternehmer gegenüber andere~ in der 
GRV versicherten Personengruppen beendet und die Bei­
trags-/Leistun~lation von landwirtschaftlicher und allge­
meiner Alterssicherung in Übereinstimmung bringt. 

Die Entscheidung, die LAH vorerst nicht in die NBL zu 
übertragen, wurde von offizieller Seite mit dem laufenden 
Umstrukturierungsprozeß der Betriebe im Beitrittsgebiet und 
mil der bereits seit längerem angekündigten umfassenden 
Reform der landwi.rtschaftlichen Alterssicherung begründet, 
die beide eine vorherige Übertragung auf die NBL nicht 
ratsam erscheinen ließen (vgl. L e hl e et. al., 1992, S. 63). Die 
eben skizzierte, zweifellos schwierige und mit einem erhebli­
chen Konfliktpotential verbundene Entscheidungssituation 
macht verständlich, warum die Bundesregierung mit ihrem 
Gesetzentwwf erst jetzt eine entsprechende Initiative unter­
nommen hat. Möglicherweise ist die ZÖgemde Politik der 
Bundesregierung auch durch die - nicht erfüllte - Erwartung 
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einer rascheren Angleichung der ostdeutschen Agrarstruktu­
ren an die westdeutschen Verhältnisse entstanden, die sie erst 
einmal abwarten wollte, '!'!'.eil dies die Verteilungsproblematik 
partiell entschärft und die oben an zweiter Stelle angeführte 
Handlungsoption zweifellos vereinfacht hätte. 

3 Grundzüge der geplanten Übertragun~lösung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht folgende we­
sentliche Neuerungen gegenüber dem bisher geltenden Recht 
vor: 

- Die Einführung einer eigenständigen Sicherungspflicht des 
Ehegatten des landwirtschaftlichen Unternehmers, die zu-
meist die Bäuerin betrifft; · 

- die damit verbundene Abschaffung des Verheiratetenzu­
schlags zum Ledigenaltersgeld im Leistungsrecht; 

- die Versicherungsfreiheit von Nebenerwerbslandwirten, 
d.h. deren Ausschluß aus der landwirtschaftlichen Alterssi­
cherung, wenn ihr außerlandwirtschaftliches Erwerbsein­
kommen eine Obergrenze überschreitet; 

- die Linearisierung der Altersgeldberechnungen, infolge 
derer die ersten 15 Beitragsjahre nicht mehr zu einem höhe­
ren, sondern alle Beitragsjahre zu einem gleichen Gegen­
wert an Rente führen, sowie 

- die Einführung eines Struk"tUrfaktors bei der Finanzierung 
der Ausgaben, durch den künftige Verschlechterungen des 
Verhältnisses von Beitragszahlern und Leistungsempfän­
gern weitgehend zulasten des Bundeshaushalts gehen. 

Andere Grundelemente des bisher gehenden Systems, wie 
insbesondere die Teilsicherungskonzeption und das Beitrags­
system mit seinen Bestandteilen Einheitsbeitrag und Beitrags­
zuschüsse, wurden beibehalten. Der gegenüber den ABL un­
terschiedlichen Betriebsstruktur und den speziellen Si­
cherungsbedürfnissen der Erwerbstätigen in der Landwirt­
schaft der NBL wurde dadurch Rechnung getragen, daß ledig­
lich Einzelunternehmer, Mitunternehmer von Personengesell­
schaften, sofern sie das unternehmerische Risiko mittragen, 
und deren Ehegatten in der AdL pflichtversichert werden. Mit­

arbeiter von Betrieben in der Form juristischer Personen, die 
ihre landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit in einem abhängigen 
Beschäftigungsverhältnis ausüben, und damit i.d.R. auch Mit­
glieder von Genossenschaftsbetrieben, sollen dem Entwurf 
zufolge in · der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) 
pflichtversichert bleiben. Da in diesen Unternehmensformen 
die überwiegende Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstäti­
gen in den NBL tätig sind, wird auf absehbare Zeit trotz der 
Übertragung der AdL die GRV das dominierende Versiche­
rungssystem für die Alterssicherung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigen in den NBL bleiben. Entsprechend der agrar­
strukturellen Differenzierung variiert damit auch die soziale 
Absicherung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen im Bei­
trittsgebiet im Alter und bei Erwerbsunfählgkeit. Bei unserer 
nachfolgenden Analyse der Auswirkungen auf die soziale Ab­
sicherung konzentrieren wir uns auf die Betrachtung des 
sektorspezifischen Sicherungssystems. 
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4 Auswirkungen auf die soziale Absicherung 

Die AdL sieht für ihre Versicherten zwar einen ähnlichen 
Leistungskatalog vor wie die GRV, indem sie insbesondere Al­
tersgeld nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, Lei­
stungen bei Erwerbsunfähigkeit, Hinterbliebenengelder für 
die Witwen, Witwer, früheren Ehegatten und Waisen der AdL­
Mitglieder, Maßnahmen zur Rehabilitation sowie die Betriebs­
und Haushaltshilfe gewährt. Nicht nur in den Details, sondern 
vor allem in den grundsätzlichen Ausgestaltungsstrukturen 
weist die landwirtschaftliche Alterssicherung aber auch nach 
der Reform Abweichungen auf, die z.T. weitreichende Konse­
quenzen für die soziale Absicherung des betroffenen Perso­
nenkreises haben. Beispielsweise ist die Altersgeldgewährung 
an eine vorangegangene Hofabgabe gebunden, eine Rente im 

Falle der Berufsunfähigkeit wird nicht gezahlt, und es fehlen 
insbesondere die sonst üblichen, für die Mobilität der Versi­
cherten und die Kontinuität ihrer Rentenbiographie wichtigen 
Wandeiversicherungsvereinbarungen mit den Organisationen 
der GRV. Während die Beiträge der GRV einkornmensabhän­
gig gestaltet sind, verlangt die AdL weiterhin Einheitsbeiträge, 
die im Unterschied zur GRV nicht am individuellen Erwerbs­
einkommen und am Ziel der Sicherung des Lebensstandards 
im Alter orientiert sind, allerdings durch die (noch erörterten) 
generellen und gestaffelten Beitragsennäßigungen vermindert 
und d ifferenziert werden. 

Wir wollen uns nun der Frage zuwenden, ob die Einbezie­
hung der landwirtschaftlichen Untemetuner und deren Ehe­
gatten in die AdL deren Vorsorge- und Absicherungsbedürfnis 
für das Alter und im Fall von Erwerbsunfähigkeit gerecht 
wird3). Zunächst sind die Sonderregelungen für die neu in die 
AdL einbezogenen Versicherten des Beitrittsgebiets darzustel­
len. Dann ist ist zu fragen, ob das Sicherungskonzept der AdL, 
insbesondere die Leistungsvoraussetzungen und Leistungshö­
he, für den versicherten Personenkreis des Beitrittsgebiets 
adäquat erscheint. Schließlich ist zu untersuchen, ob und in­
wieweit durch den Systemwechsel Probleme in Gestalt von 
Lücken und Brüchen in der Versicherungsbiographie mit 

nachteiligen Folgen für die soziale Absicherung entstehen 
können. 

4 .1 Sonderregelungen für die Versicherten 
des Beitrittsgebiets 

Für d ie in die AdL einbezogenen Versicherten der NBL 
sieht der Regierungsentwurf eine Reihe von Sonderregelun-

3) Die Fnae, ob die alJaemeinen 80ZJalffl Slchaunpsysteme der ABI. 

den Bed0dnluen der dlanal, und &q1enwinlg aktiven landwtrt­

schaJ'tllchen Envabsütlgen In den NBL entsprechen, bleibt hier 

11U111eklammert. Sie moate sich inlbaondere dem Problem der Ar­

bdula.lakdt Im llndl lchen Jtaum widmen (vgl. zur besonderen 

Problematik erwerbsloser Frauen den Bcflrag von F l n k und G ra -

Jewekl In dleeem Heft); pn,blematltc:h encheint auch die soziale 

Lage llterer, berelu lrunc Zeit nach den Elnlgunpvertrigen aue 

den Betrieben lllJl8eKhiedener llterer Arbeitnehmer auf&rund dee 

damals bestehenden niedrigen Ldstunpnlvee111. 
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gen vor, die sicherstellen sollen, daß der "gesetzlich erzwun­
gene Wechsel der Sozialversicherung .. . nicht zu Lasten der 
betroffenen Landwirte" geht (ASEG-E, Begründung, S. 67): 

(1) So wird Landwirten, die beim Inkrafttreten der Reform be­
reits das 50. Lebensjahr vollendet haben, ein Wahlrecht 
zwischen einem Verbleib in der GRV und einem Neuein­
tritt in die AdL eingeräumt; außerdem werden bei dieser 
Gruppe von versicherten älteren Landwirten, die die für 
eine Rente aus der AdL geforderte Wartezeit von 15 Jahren 
nicht erfüllen können, Beitragszeiten der GRV leistungsbe­
gründend - nicht leistungserhöhend - berücksichtigt. 

(2) Auch im Falle von Erwerbsunfähigkeit werden fehlende 
Vorversicherungszeiten, sofern sie mit dem Wechsel von 
der GRV in die AdL im Zusammenhang stehen, durch die 
bis Ende des Jahres 2000 befristete Anerkennung von ent­
sprechenden Versicherungszeiten der Staatlichen Ver­
sicherung der DDR (SVG) und der GRV ausgeglichen, 
indem die geforderte Wartezeit in diesen Fällen als eifüllt 
gilt; dabei erfolgt der Schutz bei Erwerbsunfähigkeit aller­
dings auf dem im Vergleich zur GRV niedrigeren Niveau 
derAdL. 

(3) Im Falle von Erwerbsunfähigkeit werden darüber hinaus 
auch Beitragszeiten der GRV leistungserhöhend bei der 
Rentenberechnung berücksichtigt, sofern die "kleine War­
tezeit" in der GRV erfüllt ist, wobei diese Regelung zeitlich 
befristet wird. 

( 4) Auch für versicherungspflichtige Bäuerinnen im Beitritts­
gebiet sollen zurückliegende Beiträge des Landwirtes, die 
dieser nach den Vorschriften der GRV entrichtet hat, als 
e igene Beiträge zur AdL anerkannt werden, da landwirt­
schaftlichen Erwerbstätigen im Beitrittsgebiet eine Bei­
tragsentrichtung in die LAH, wie für die Anerkennung von 
Ehejahren als Beitragsjahren in den ABL erforderlich, nicht 
möglich war. Voraussetzung hierfür ist allerdings u.a., daß 
diese Zeiten nicht bereits durch eigene Beiträge der Bäue­
rin nach den Vorschriften der GRV belegt sind. Infolge der 
im Vergleich zu den ABL deutlich höheren Erwerbsquote 
von Frauen in der DDR (1960: 61,9%; 1970: 74,8%; 1980: 
78,1%; vgl . Ochs 1990; Berntsen und Bloßfeld, 
19()3,) wird die Zahl der von dieser Regelung begünstigten 
Ehegatten voraussichtlich gering sein. 

4.2 Die Angemessenheit des Teilsiche-
rungskonzepts 

Altersgeld- (und Beitrags-)niveau für die neu in die AdL 
eintretenden Versicherten in den NBL richten sich nach dem 
im alten Bundesgebiet angewandten Teilsicherungskonzepl, 
das durch das Leitbild des bäuerlichen Familienbetriebes ge­
prägt ist und von einer Ergänzung der Alterssicherung durch 
private Vorsorge und/oder durch ein Altenteil·ausgeht. Diese 
Teilsicherungskonzeption würde die andersartigen Notwen­
digkeiten der sozialen Absicherung eines Großteils der 
landwirtschaftlich Erwerbstätigen in den NBL verfehlen, da 
der Genossenschaftsbetrieb die sozialen Funktionen des 

Familienbetriebes, etwa des Altenteils, an denen d ie Lei-
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stungsgestaltung der agrarsozialen Sicherung in den ABL aus­
gerichtet wurde, nicht übernehmen kann (Sc h e e 1 e, 1991). 
Zumindest für diesen Personenkreis entspricht daher die Ent­
scheidung, ihn in der GRV als einer Vollsicherung zu belas­
sen, den sozialpolitischen Notwendigkeiten. 

Probleme mit dem Teilsicherungskonzept entstehen aller­
dings nicht nur Angehörigen genossenschaftlicher Organisa­
tionsformen, sondern auch den in die AdL einbezogenen Be­
w.irtschaftem neu eingerichteter Iandw.irtschaftlicher Einzelbe­
triebe und Personengesellschaften. Auch in diesem Falle ist 

häufig nicht sicher, ob und inwieweit sie mit einem Altenteil 
oder altenteilsähnlichen Leistungen rechnen können. Dies 
liegt zum einen an dem vergleichsweise hohen Wiederaufga­
be-Risiko der neueingerichteten Betriebe. Zum anderen ist zu 
bedenken, daß Altenteilsansprüche im Grunde nur durch die 
Überlassung bereits aufgebauter landwirtschaftlicher Unter­
nehmen an Nachfolger begründet werden können und diese 
Voraussetzung vielfach noch nicht gegeben sein wird, son­
dern bei Hofübergaben in den konunenden Jahren (und Jahr­
zehnten) die "Aufbauarbeit" noch von der Nachfolgegenera­
tion geleistet werden muß. Oder anders gewendet: die Mög­
lichkeit einer lebenslangen Investition in einen Kapitalstock, 
der spätere Altenteilsleistungen abdeckt, war den Wiederein­
richtern in den NBL nicht gegeben. Hinzu kommt, daß gerade 
die Betriebe in den NBL zu einem erheblichen Umfang mit 
Pachtflächen arbeiten, die mit der Hofabgabe zurückgegeben 
werden und deshalb im Unterschied zu veräußerten oder ver­
pachteten Eigentumsflächen keinen ergänzenden Beitrag zur 
Alterssicherung erbringen. 

Ein Vergleich der unterschiedlichen Sicherungsniveaus in 
der GRV und der AdL nach der Reform verdeutlicht die Pro­
blematik: In den Werten vom 1.1.1994 beträgt das höchste er­
reichbare Altersgeld der AdL nach 45 Jahren4> Beitragsentrich­
tung in den ABL 924,30 DM, in den NBL dagegen lediglich 
668,25 DM. Berucksichtigt man die Abzüge durch die Kran­
kenversicherung der Rentner mit 6,4 %, so liegt die höchste 
verfügbare Altersrente aus der AdL nach 45 Jahren 
Beitragsentrichtung bei 856,22 DM bzw. 624,14 DM. Zum Ver­
gleich: Die verfügbare laufende Versicherungsrente der Versi­
cherten in der GRV in den NBL betrug zum 1.7.1993 im 
Durchschnitt bei Männern 1450.- DM (45,1 Versicherungsjah­
re), bei Frauen 949.- DM (30,4 Versicherungsjahre; vgl. 
Berntsen und Bloßfeldt, 1993, Übersicht 4, S. 8). Ge­
messen am Rentenwert liegt das Leistungsniveau eines in der 
AdL versicherten Landwirtes in den ABL aber nur bei 46,17 % 
eines Arbeitnehmers mit Durchschnittsverdienst5>. 

Voraussichtlich wird die Altersgeldhöhe eines in der AdL 
versicherten Landwirtes aber noch unter den 46,17 % liegen, 
die der Abstand zwischen allgemeinem Rentenwert und Al-

•> bot ASRG-E besinnt die Venicherunpplllcht lo der AdL mit dem 

20. und endet mit dem 65. I.ebenajalv. 

5) Der alttudler .leotenweft/We9t (Oat) in der GRV betrigJ "4,-69 

(33,3') mm 1.1.1994; Der Rentenwert lo der AdL belrigt zu diesem 

Zeitpunkt 20,54 DM (1',85 DM). 
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tersgeldrentenwert beträgt, da im Regelfall von einer deutlich 
küneren anzurechnenden Beitragsdauer als in der GRV aus­
zugehen ist. Überdies h~! die veränderte Leistungsberech­
nung der AdL im Vergleich zur LAH zur Folge, daß eine unter 
40 Jahren liegende Beitragsentrichtung eine geringere Lei­
stung als vor der Reform nach sich zieht. Nach altem Recht 
wurden die ersten 15 Beitragsjahre mit 6,7 %, die folgenden 
Beitragsjahre nur noch mit 3 % des Altersgeldgrundbetrages 
rentenwirksam. Das neue Recht sieht dagegen vor, die Alters­
renten der AdL wie GRV-Renten linear mi1 der Versicherungs­
zeit ansteigen zu lassen, wobei diese Linearisierung auf der 
Grundlage von 40 Jahren Beitragsentrichtung nach altem 
Recht erfolgt. Um das Altersgeldniveau auf dem bisherigen 
Stand zu halten, ist daher eine 40jährige Beitragsentrichtung 
erforderlich. Da mit Vollendung des 65. Lebensjahres Versi­
cherungsfreiheit eintritt, ist daher eine Hofübernahme bis 
zum 25. Lebensjahr Voraussetzung; ein späterer Eintritt in die 
AdL führt zu Leistungseinbußen im Vergleich zu den Regelun­
gen vor der Reform. 

Die Problematik einer Teilsicherung für die NBL wird für 
Rentenzugänge in nächster Zeit zusätzlich dadurch verschärft, 
daß das unterschiedliche Einkommensniveau in Ost- und 
Westdeutschland bei der Festsetzung des in den NBL gelten­
den Altersgeldniveaus berücksichtigt wird und denselben pro­
zentualen Angleichungssätzen wie in der GRV folgt. Obwohl 
die Angleichung des ostdeutschen an das westdeutsche Ren­
tenniveau bislang überaus rasch erfolgt ist6> - zum 1.1.1994 
wurden 75,3 % der westdeutschen Leistungshöhe erreicht -, 
ist daher zu bedenken, daß für Versicherte der AdL in den 
NBL in absehbarer Zeit nur sehr geringe Leistungen erreicht 
werden können, die z.T. die Mindestsicherungsgrenze unter­
schreiten dürften; dies gilt insbesondere für Renten im Falle 
verminderter Erwerbsfähigkeit. 

4.3 Kompatibiltät der Systeme und Proble­
me des Systemwechsels 

Mit Hilfe der dargestellten Sonderregelungen für die neu in 
die AdL einbezogenen Versicherten des Beitrittsgebiets sollen 
zeitliche Lücken und Bruche in der Versicherungsbiographie 
vermieden werden, die den Betroffenen durch den System­
wechsel enstehen können. Soweit es den Wechsel von der 
GRV in die -AdL anbetrifft, wird dieses Ziel weitgehend er­
reicht, sieht man einmal von der oben thematisierten Frage 

ab, ob die Teilsicherungskonzeption der AdL dem Sicherungs­
bedürfnis des versicherten Personenkreises überhaupt cn1-
spricht. So werden in der SVG zurückgelegte Versi­
cherungszeiten selbst dann berucksichtigt, wenn sie noch 
keine eigenständigen Leistungen begründen, d.h. wenn die 
"kleine Wartezeit" der GRY7) nicht erfüllt wird. Insbesondere 
die Regelungen im Fall fehlender Vorversicherungszeilen sind 
großzügig ausgestaltet und begünstigen die Versicherten der 

6) Am 1.7.1990, dem Tag der Wlhrunpunlon, lag die Relation zwt. 

achen den vemlgbatat Eckrenten zwiachen NBL Wld AIIL noch bei 

40.3~(vaI. Bernuenund BloSfeldt, 1993, Obereiche 3, S. 7) 

7) Diese belrigt 60 Monate. 
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NBL im Vergleich zu Versicherten der ABL bei - auch hier 
durchaus vorhandenen - ähnlichen Problemkonstellationen. 

Gleichwohl ist ein gravierender Mangel der Sonderregelun­
gen darin zu sehen, daß ein Wechsel von der AdL zurück in 
die GRV nicht berücksichtigt wird, obgleich entsprechende 
Wanderungen gewiß stattfinden werden. So ist etwa damit zu 
rechnen, daß ehemalige Angehörige einer LPG wegen des 
sich fortsetzenden Strukturwandels nur noch für einige Jahre 
in der Landwirtschaft, z.B. als selbständige Landwirte oder 
hauptberuflich mitarbeitende Familienarbeitskräfte in einem 
neu eingerichteten Betrieb, tätig sein werden, so daß ihnen 
dann wieder ein Wechsel zur GRV bevorsteht. Wanderversi­
cherungsvereinbarungen sind daher in den NBL besonders 
dringend erforderlich. Die Problematik fehlender Wanderver­
sicherungsvereinbarungen trifft im besonderen Maße Frauen 
da diese auch in den NBL häufig unterbrochene Versiehe~ 
rungsbiographien aufweisen ( B e r n t s e n und B J o ß -
f e l d t, 1993, S. 6). Beispielsweise sind Bäuerinnen in den 
NBL, die auf einer LPG gearbeitet und dann zusammen mit 
ihrem Ehemann einen Einzelbetrieb (wieder)errichtet haben 
dabei möglicherweise aus der GRV ausgeschieden; nach In~ 
krafttreten des ASRG werden sie, sofern sie sich in Ausübung 
ihres Wahlrechts 1995 nicht gegen eine AdL-Mitgliedschaft 
entscheiden, dort pflichtversichert; möglicherweise werden 
sie später bei Aufnahme einer abhängigen Beschäftigung 
wieder in die GRV wechseln. Ein solch heterogener und mög­
licherweise zeitweise unterbrochener Verlauf der Rentenbio­
graphie macht eine verbesserte Kompatibilität der Alterssiche­
rungssysteme untereinander dringend erforderlich. Auch bei 
hauptberuflich mitarbeitenden Familienangehörigen können 
analoge Probleme durch einen Wechsel zwischen den Versi­
cherungen auftreten, da sie in der LAH nur ab dem 20. Le­
bensjahr und auch dann nur mit halbem Beitrag (und einem 
entsprechenden halben Altersgeldanspruch) versichert sind. 
Die von ihnen erworbenen Anwartschaften können weder als 
Vollsicherung noch als Teilsicherung im Sinne der in der AdL 
üblichen Defmition bezeichnet werden, so daß sie im Falle 
der o.g. Mobilitätsprozesse ebenfalls Zeiten hinterlassen, in 
denen nur unzureichende Rentenanwartschaften erworben 
wurden. 

Trotz der Vielzahl der Ausnahmeregelungen für die NBL 
gilt zweifellos, daß eine vollständige Kompatibilität der Syste­
me über Wanderversicherungsvereinbarungen die bessere 
Lösung wäre. Diese sicherzustellen, würde allerdings eine 
noch grundlegendere Reform der landwirtschaftlichen Alters­
sicherung erfordern, als der Entwurf der Bundesregierung 
dies gegenwärtig vorsieht. 

S Vcrtellunpwirlrungen 

Für die Beurteilung der durch die weitgehende Finanzie­
rung aus Bundesmitteln hervorgerufenen Verteilungseffekte 
der agrarsozialen Sicherung in den NBL spielen zwei Aspekte 
eine Rolle: Einerseits ist es angesichts der vielfältigen sozialen 
Probleme in allen Bevölkerungsgruppen der NBL kaum zu 
vertreten, durch eine unveränderte Übertragung des agrarso­
zialen Sicherungssystems auf ostdeutsche Landwirte diese mit 
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Vorteilen auszustatten, in deren Genuß andere, möglicherwei­
se von der Umbruchsituation nicht weniger betroffene Perso­
nenkreise nicht gelangen._Andererseits ist das Argument nicht 
ohne weiteres von der Hand zu weisen, daß im Falle einer 
auch nach der Reform weiterbestehenden Begünstigung west­
deutscher Landwirte deren ostdeutsche Kollegen mindestens 
ebenso günstig zu stellen seien, da letztere sich häufig in 
einer noch schwierigen wirtschaftlichen Lage befinden. Um 
diese beiden Aspekte zu verdeutlichen, bedarf es einer 
Gegenüberstellung der Verteilungseffekte der unterschiedli­
chen Versicherungsbedingungen in der GRV und im (refor­
mierten) landwirtschaftlichen Alterssicherungssystem. Dabei 
werden die Beitrags/-Leistungsrelationen von in der AdL ver­
sicherten west- und ostdeutschen landwirtschaftlichen Un­
ternehmern mit derjenigen von in der GRV versicherten land­
wirtschaftlichen Erwerbstätigen der NBL verglichen. Um 
gleichzeitig die verteilungspolitischen Wirkungen der Reform 
zu verdeutlichen, soll zunächst auch auf die Relation von Bei­
trag und Leistungen von westdeutschen Landwirten als Mit­
gliedern der LAH und von der GRV versicherten landwirt­
schaftlichen Erwerbstätigen in den NBL nach vor der Reform 
geltendem Recht eingegangen werden. 

5.1 Vorgehensweise beim Vergleich der Al­
te rss iche rungssys teme 

Um Vergleiche zwischen den o.g. Gruppen durchführen zu 
können, muß man zunächst die Bundeszuschüsse in Kompo­
nenten zerlegen, die unterschiedliche Funktionen ausüben. 
Zu unterscheiden ist zunächst zwischen Bundesmitteln, die 
einer generellen Herabsetzung des Alterskassenbeitrags aller 
Beitragszahler dienen, und solchen, die als gestaffelte Bei­
tragszuschüsse nur einem bestimmten Personenkreis zugute 
kommen. Ein Teil der zuerst genannten Bundeszuschüsse 
dient wiederum zur Abdeckung des "strukturell" bedingten Fi­
nanzierungsdefizits, das auf das ungünstige Zahlenverhältnis 
zwischen Beitragszahlern und Altersgeldempfängern zurück­
zuführen istS). Diese Zuschußkomponente verringert den Al­
terskassenbeitrag nur soweit, bis das Verhältnis zwischen Bei­
trägen und Leistungen in der LAH der entsprechenden Rela­
tion in der GRV angeglichen ist. Der zweite Teil dieser Bun­
desmittel führt über diesen Punkt hinaus zu einer generellen 
BeitragsverSonstigung für die Alterskassenlandwirte im Ver­
gleich zum Beitragsniveau rentenversicherter Arbeitnehmer. 
Diese Zuschußkomponente kann nicht mehr mit dem Aus­
gleich struktureller Ungleichgewichte legitimiert werden, son­
dern dient der intersektoralen Einkommensübertragung. Für 
ca. die Hälfte der LAH-Landwirte erhöhen sich die hierdurch 
bewirkten Beitragsersparnisse seit 1986 noch um weitere ge­
staffelte Beitragsermäßigungen aus Bundesmineln, die durch 
das 3. ASEG und das SVBEG eingeführt und durch das 

8) Eli darf allenllnp nicht Qbenchen wenien, da& du Im Vefll)dch 

zur GRV ungünstigere Zahlenverhältnis zwischen Be1tn11Pzahlern 

und Lelstunpempfängem nicht alldn dne Folge da lntenektona­

len Strukturwandels Ist, sondern autlerdem durch die unzureichen­

de Elnbeziehwig der Hofnachfolger ln den versicherten Penonen­

kreis bedingt Ist. 
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(1) Geltendes Recht (LAH) (2) Bei Verwirklichung des 
Gesetzentwurfs der Bundes­

regierung3) 

Für einen Beitrag in Höhe von 291,- DM erhalten Versicherte in der Für einen Beitrag in Höhe von 
291,- DM erhalten Versicherte in 
der AdUGRVeinen Rentenertrag 
- unabhängig vom Familienstand 
und der Dauer der Beitragsentrich­
tung - pro Jahr der Beitragsentrich­
tung in Höhe von: 

LAH/GRV einen Rentenertrag pro Jahr der Beitragsentrichtung in Höhe 
von:2> 

bei Beitragsentrichtung von 

15 Jahren 30Jahren 

Leistungs- Leistungs-
berechtigter berechtigter 

verh. ledig verh. ledig 

LAH [DM] 46,91 31,3 34,01 22,70 

GRV [DM] 16,31 16,31 16,31 16,31 

Relation 

40Jahren 

Leistungs-
berechtigter 

verh. ledig 

30,78 20,54 

16,31 16,31 

AdL[DM] 

GRV[DM] 

20,54 

16,31 

LAH:GRV 1: 0,35 1: 0,52 1: 0,48 1: 0,72 1: 0,53 1: 0,79 
Relation 
AdL:GRV 1: 0,79 

Übersicht 1: Relation zwischen Beiträgen und Leistungen in der I.andwlrtschaftlichcn Altershilfe (LAH), der AI· 
1crssichcrung der Landwirte (AdL)l) und der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) (in Werten 

vom 01.01.1994) 
1) Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform der agrarsozialen Sicherung (Bundestagsdrucksache 12/5700). 
2) Beispiel: ein verheirateter Leistungsberechtigter erhält nach 30 Jahren Beitragsentrichtung in der LAH ein monatliches Al­

tersgeld in Höhe von 30 x 34,01•1020,30 DM. 
3) In Werten vom 01.01.1994, um Vergleiche zu ermöglichen. 
~: Eigene Berechnungen 

4. ASEG umgestaltet wurden und im Zuge des ASRG erneut 
verändert werden sollen. 

Die Frage, welche jeweiligen Bundesmittelanteile auf die 
Abdeckung des strukturell bedingten Finanzierungsdefizits 
und auf die Gewährung von intersektoralen Einkommensü­
bertragungen durch generelle und gestaffelte Beitragsermäßi­
gungen entfallen, läßt sich durch eine Vergleichsrechnung be­
antworten. Eine Möglichkeit hierzu besteht darin zu fragen, 
welchen Rentenversicherungsbeitrag ( •"Vergleichsbeitrag") 
ein rentenversicherter Arbeitnehmer entrichten muß, um 
später eine Rente in Höhe des landwirtschaftlichen Altersgel­
des zu erhalten. Eine zweite Vergleichsmöglichkeit ergibt sich 
durch die Beantwortung der Frage, welche Rentenwerte in 
GRV und landwirtschaftlicher Alterssicherung für eine Mo­
natsbeitrag in gleicher Höhe erzielt werden ( vgl. H a g e -
dorn, 1982). 

5. 2 Verteilungspolitische Wirkungen der 
Reform 

An direkte Einkommenstransfers, die im Rahmen der Sozi­
alpolitik gewährt werden, wird gewöhnlich die Erwartung ge-
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knüpft, daß sie auf die Unterstützung bedürftiger Personen 
bzw. Familien ausgerichtet und nach deren Bedürftigkeit dif­
ferenziert sind. Diese Maxime ist in bezug auf die generellen 
Beitragsermäßigungen in der Altershilfe für Landwirte weitge­
hend unbeachtet geblieben. Lediglich im Falle der gestaffel­
ten Beitragsermäßigungen seit 1986 ist zumindest der Versuch 
einer Orientierung an (allerdings unzureichenden) Einkom­
mensmaßstäben unternommen worden, wofür indes nur ein 
relativ geringer Teil der Bundeszuschüsse vorgesehen ist 

(1994: 485 von 3909 Mill. DM). Die übrigen Bundesmittel 
kommen über eine allgemeine Ermäßigung des Alters­
kassenbeitrags allen LAH-Landwirten gleichermaßen zugute, 
ohne Differenzierung nach individuellen Bedürftigkeitskrile­
rien. Somit kommen auch diejenigen Landwirte, die ein 
überdurchschnittliches oder sehr hohes Einkommen erzielen 
oder auch über erhebliche Vermögenswerte verfügen, quasi 
automatisch in den Genuß dieser Einkommenserhöhung und 
genießen gegenüber den Versicherten der GRV beträchtliche 
Vorteile (vgl hierzu ausführlich Mehl und Hagedorn, 
19')2; 19')3a, b, c). 
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Landwirte in den NBL konunen gegenwärtig jedoch nicht in 
den Genuß dieser Finanzierungsvorteile, da für sie i.d.R. eine 
Versicherungspflicht im Rahmen der GRV besteht. Betroffen 
sind diejenigen Personen, die die Voraussetzungen nach§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversich­
erung der Landwirte erfüllen und als Unternehmer in der 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung versichert sind 
(vgl. Soziale Sicherheit in der Landwirtschaft (1992), Nr. 2, 

S. 142-149)9). Unabhängig von der Höhe ihres tatsächlichen 
Arbeitseinkonunens zahlen ostdeutsche Landwirte zumeist 
einen RegelbeitraglO), der sich aus der Bezugsgröße nach § 18 
SGB IV und dem jeweils geltenden Beitragssatz der GRV 
ergibt (für 1994: 591,36 DWMonat). 

Der ASRG-E enthält kostendämpfende und damit system­
stabilisierende Regelungen im Leistungsbereich, die zugleich 
den Umfang der über die AdL verabreichten intersektoralen 
Einkonunenstransfers verringern: Hierzu trägt erstens die vor­
gesehene Linearisierung der Rentenberechnung bei; zweitens 
wirkt auch die Abschaffung des Verheirateten-Zuschlags sen­
kend auf die Leistungsausgaben für Neuzugänge der AdL. Ein 
Vergleich von Beitrag und Leistung zwischen altem und 
neuen Recht, bezogen auf die Datenbasis von 1994 (erstes 
Halbjahr), macht diese Entwicklung augenfällig (vgl. Über­
sicht 1). 

Ein in der AdL Versicherter erhält nunmehr einheitlich pro 
Beitragsjahr einen allgemeinen Rentenwert von 20,54 DM und 
zwar unabhängig von Familienstand und Dauer der 
Beitragsentrichtung, d.h. die in Übersicht 1 dargelegte größe.. 
re Vorteilhaftigkeit verheirateter Leistungsberechtigter und 
kürzerer Beitragsentrichtung wird durch das neue Leistungs­
recht aufgehoben (vgl. Übersicht 1, rechter Teil). Der Ver­
gleich mit demjenigen Rentenertrag, den Versicherte nach 
altem Recht in d~r LAH erzielen (vgl. Übersicht l, linker Teil), 
verdeutlicht die Verschlechterung der relativen Vorzüglichkeit 

9) llia'dun:h werden insbesondere Ncbenent'ff'l>slandwlrte, für die 

eine andere iie-etzllche Krankenversicherung w»manglg Ist, w,n der 

VenlcherunppflJc:ht In der LAB aD11eschlossen, da sie sonst zwei­

mal der Beitrappßlcht In denelheo Venlcherung wnedägen. F'Or 

vergleichbatt weatdeutache Nebenerwerbslandwirte besteht aller­

dlnp eine eolche "DoppelvenicherunppflJc:ht". 

10)1nnerhalb der entcn dreiJahtt nach Aufnahme einer aelbatändigen 

Tltlgkelt als landwlttschaltlk:her Unternehmer kann aber auch nur 

der halbe llqjelbeitna entrichtet werden, dies ebenfalls ohne Nach­

weis des &atdchlichen Arbeitseinkommens (ab 1.1.1994: 290,68 DM/ 

Monat). Wollen die Versicherten einen elnkommensgerechten Bel· 

tra& zahlen, der hOher oder niedriger eeln kann als der (halbe) Re-

8dbeitn&. ao ma..en sie ihr Arbeitseinkommen (Gewinn aus einer 

venlcherunppllichtlgen Titlgkeit nach 1 15 SGB IV) offenlegen. 

Weeen der Schwierigkeiten wtd der Bearbeltunpdauer eines eol­

chen Einkommensnachweises werden einlr.ommen,gettehte Beitri­

ge auf absehbatt Zeit wohl lr.aum eine &olle •plelen. Wegen man-

11elnder Information Ist offenbar eine Beitragshalbierung die Au.­

nahme. Daher ist von einem vollen Regelbeitrag als Normalfall aus­

:o.>gehen. 
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der AdL gegenüber dem bisherigen Recht der LAH; dort be­
wegte sich der Rentenertrag je nach Familienstand und Dauer 
der Beitragsentrichtung z~ischen 46,91 DM (verheirateter Lei­
stungsberechtigter, 15 Jahre Beitragsentrichtung) und 20,54 

DM Oediger Leistungsberechtigter, 40 Jahre Beitragsentrich­
tung). Die Monatsrente für einen in der GRV versicherten Ar­

beitnehmer, der einen Rentenversicherungsbeitrag ebenfalls 
in Höhe von 291,- DM entrichtet, bleibt dagegen konstant bei 
16,31 DM, d.h. der Rentenertrag pro Beitragsjahr variiert 
nichtll). Im Ergebnis werden daher für die übeIWiegende 
Zahl der Mitglieder der AdL, für die das neue Recht angewen­
det wird und die weder unter die Übergangsregelungen fallen 
noch die Zurechnung von Anwartschaften aus vergangenen 
Ehejahren als Beitragsjahre erhalten, die Vorteile im Beitrags­
Leistungs-Verhältnis der LAH im Vergleich zur GRV erheblich 
reduziert. Diese systemstabilisierend wirkenden Ausgabenein­
sparungen führen zu einer deutlich abnehmenden Vorteilhaf­
tigkeit und Attraktivität des Systems. Da allerdings auch nach 
der Reform gestaffelte Beitragszuschüsse nach einer veränder­
ten Bemessungsgrundlage, aber für einen voraussichtlich ver­
größerten Kreis von Zuschußberechtigten und in dem in 
Übersicht 2 (rechter Teil) dargestellten Umfang erfolgen, ist 
die sektorspezifische Alterssicherung weiterhin insbesondere 
für die Personen vorteilhaft, die gestaffelte Beitragszuschüsse 
erhalten. Unter dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit der 
Betriebsformen erscheint die vorgesehene differenzierende 
Einbeziehung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen in den 
NBL in die AdL problematisch: Die Ausklammerung der in ju­
ristischen Personen tätigen Mitglieder sowie der landwirt­
schaftlichen Arbeitnehmer aus den generell und gestaffelt ge­
währten Vergünstigungen des Systems stellt zweifellos eine 
Ungleichbehandlung und eine Beeinträchtigung der propa­
gierten Chancengleichheit dar. 

In diesem Zusanunenhang muß auch auf einen Kernbereich 
des Regierungsentwurfs, die Einführung einer eigenständigen 
Versicherungspflicht für den Ehegatten des landwirtschaftli­
chen Untemehmers12), eingegangen werden, weil diese Rege­
lung zugleich das Problem einer ungleichen Verteilung der 
Bundeszuschüsse zur LSV zwischen der ost- und westdeut­
schen Landwirtschaft verschärft. 

11)Efn Beitrag mr Rentenvenlcherung In Höhe von 291,· DM ent· 

spricht, legt man den aktuellen Beitragesatz von 19,2 ~ ZIJ&ftlßde, 

einem Monateelnkommen von 1515,63 DM; dieses wiederum ent­

spricht, bezogen auf das geschätzte durcmchnittllche Bruuoarl>eka­

elnkommen w,n 1994 In B6he von 4135,45 DM (•Wert &r 1993 

+ 3 ~). 0,3666 Entgeltpwtkten In der GRV, die multipllZiert mit dem 

aktuellen Rentenwert von 44,49 DM den Rentenwert von 16,31 DM 

ergeben. 

12)oa dlee zumdat die Biuerln betrifft, wird Im folgenden verelnfa. 

chend von der elgenetlndf&en Slcheruna der Blluerln aesprocheni 
In den weniKen Fillen, In denen der weibliche Ehepartner als Jand. 

wirtschaftlicher Unternehmer Im Sinne des GAI. funll,lert, Fften die 

AusfühtunKen analog. 
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geltendes Recht (LAH) nach Reform (AdL) 

Zahl der Beitrags- bzw. 
Versicherungsjahre 030 15 40 

Landwirte in Westdeutschland ... Versicherte in der AdL 

... erhalten für 1 DM/Monat ... erhalten für 
Zuschuß- Beitrag Beitrafc ein Verheirateten-

klasse (DM/Monat) altersge d (Led~altersgeld) 
von ... D onat 

Zuschuß- Beitrag2> 1 DM/Monat Beitrag eine 
klasse (DM/Monat) Versichertenrente von 

... DM/Monat 

l 58 0,59 0,81 0,53 
(0,39) (0,54) (0,35) 

Mindest- 58 0,35 
beitrag3> 

2 58 0,59 0,81 0,53 . . 
(0,39) (0,54) (0,35) 

3 58 0,59 0,81 0,53 . . 
(0,39) (0,54) (0,35) 

4 58 0,59 0,81 0,53 . . 
(0,39) (0,54) (0,35) 

5 68 0,50 0,69 0,45 . . 
(0,33) (0,46) (0,30) insgesamt 

6 105 0,32 0,45 0,29 25 . . 
(0,22) (0,30) (0,20) Zuschuß-

7 133 0,26 0,35 0,23 klassen . . 
(0,17) (0,24) (0,15) 

8 142 0,24 0,33 0,22 . . 
(0,16) (0,22) (0,14) 

9 151 0,23 0,31 0,20 . . 
(0,15) (0,21) (0,14) 

10 161 0,21 0,29 0,19 . . 
(0,14) (0,19) (0,13) 

11 179 0,19 0,26 0,17 . . 
(0,13) (0,17) (0,11) 

Regel- 291 0,12 0,16 0,11 Regel- 291 0,07 
beitrag (0,08) (0,11) (0,07) beitrag 

Landwirte in Ostdeutschland (vor Reform)/ 
Versicherte in der GRV 

Beitragsoptionen Beitrag 
(DM/Monat) 

... erhalten für 1 DM/Monat Beitrag eine Versichertenrente von 
... DM/Monat 

Voller Regelbeitrag 
591,36 (vor Reform) 

Halber Regelbeitrag 
290,68 

1 
einheitlich 0,06 

1 
(vor Reform) 

Einkommens- individuell 
gerechter Beitrag bemessen 

Obersicht 2: Verhältnis zwJschcn Altersgeld bzw. Vcrsichertenrente und Alterskassen- bzw. Rentenvcrsichcrunp­
beitrag nach geltendem Recht (LAH) und nach dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Reform 
der agrarsozlalen Sichcrungl) (AdL) · Werte für 1994 

1) Bundestagsdrucksache 12/5700. 
2) Beitrag und Leistung in den NBL werden entsprechend dem Einkommensniveau in den neuen im VerhäJtnis zu den alten 

Bundesländern festgelegt; zum 01.01.94 würde der Regelbeitrag (Ost) bei 219,- DM, der Mindestbeitrag bei 44,- DM liegen; 
die Relation von Beitrag und Leistung bleibt unverändert. 

3) Der Mindestbeitrag beträgt 20 % des Regelbeitrags. 
~: Eigene Berechnungen 
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Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, alle Bäu­
erinnen, die bei Inkrafttreten der Reform noch nicht das 65. 
Lebensjahr vollendet haben, wie landwirtschaftliche Unter­
nehmer in der AdL zu versichern. Der zentrale Punkt hierbei 
betrifft die Ausgestaltung der Rentenanspruche, die insbe­
sondere ältere Bäuerinnen bevorzugt, die wegen fortgeschrit­
tenen Lebensalters durch eigene Beiträge nur noch geringe 
eigene Anwartschaften aufbauen können (vgl. Mehl und 
H a g e d o r n, 1993c). Der Bäuerin werden die von ihrem 
Ehemann während der Ehezeit erworbenen Beitragszeiten 
ohne Nachentrichtung von Beiträgen als eigene Beitragsjahre 
angerechnet werden, sofern dieser als landwirtschaftlicher 
Unternehmer in der LAH versichert war. Die Zusplittung von 
Anwartschaften kann Rentenanspruche in beträchtlicher 
Höhe verursachenI3). 

In verteilungspolitischer Hinsicht ist die Zusplittungsrege­
lung deshalb zentral, weil durch sie in intrasektoraler Hinsicht 
über Bevorteilung und Benachteiligung durch die Reform ent­
schieden wird; die Verteilungsposition des einzelnen Land­
wirtes wird bestimmt über die Merkmale Familienstand, Ehe­
dauer und Alter: Gewinner der Reform sind dabei langjährig 
in der LAH versicherte und dabei gleichzeitig verheiratete 
landwirtschaftliche Unternehmer, deren Altersgeldzugang in 
Kürze bevorsteht, weil sie zum einen von den langsamen 
Übergangsregelungen vom alten zum neuen Recht profitieren 
und zweitens am meisten von der oben erläuterten Zusplit­
tung von Ehejahren als Beitragsjahren Vorteile ziehen14). 
Nachteile entstehen dagegen jüngeren Landwirten, die erst 
kurze Zeit Mitglied der LAH waren, oder erst in der Zukunft 
Mitglied der AdL werden, weil sie am Übergangsrecht und an 
der Zusplittungsregelung kaum teilhaben werden, die da­
durch geschaffenen Anspruche aber in der Zukunft über ihre 
Beiträge mitfinanzieren müssen. 

Die Ausführungen zu den Nachteilen, die jüngeren Land­
wirten aus der Reform entstehen, gelten in der Regel auch für 
landwirtschaftliche Unternehmer im Beitrittsgebiet: Ihre Ehe­
gatten erhalten nur wenige oder keine Zusplittung von Alters­
geldanwartschaften aus vergangenen Ehejahren, ihre 'Bei­
tragsrendite' ist wegen des Wegfalls des Verheiratetenalters­
geldes und - bei weniger als 40 Beitragsjahren - auch wegen 
der Linearisierung der Altersgeldstaffelung deutlich schlechter 
als vor der Reform und nähert sich insbesondere in Fällen, in 
denen keine gestaffelten Beitragszuschüsse gewährt werden, 
der Beitrags-Leistungs-Relation der gesetzlichen Rentenversi­
cherung an (s.o.). Die Prognose der zukünftigen Beitragsbela­
stung fällt zudem ungünstig aus, weil die hohen Anwart­
schaften der Bäuerinnensicherung, die in der Zukunft einge­
löst werden, und großzügige Übergangsregelungen finanziert 
werden müssen. Die Betriebe in Ostdeutschland finden sich 
daher in zweifacher Hinsicht auf der 'Verliererseite' der 
Reform: Einmal bleiben landwirtschaftliche Erwerbstätige, die 
in Betrieben in der Form juristischer Personen wirtschaften, 
weiterhin von den über die AdL verteilten Einkommenstrans­
fers ausgeschlossen. Zweitens werden zwar ostdeutsche land­
wirtschaftliche Unternehmer und deren Ehegatten, die in der 
AdL pflichtversichert sind, besser gestellt als die zuletZt ge-
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nannte Gruppe, zählen jedoch ebenfalls nicht zu den Begün­
stigten der lukrativen Zusplittungsregelung und der großZOgi­
gen Übergangsbestimmungen vom alten zum neuen Recht. 
Insgesamt zielt der ASRG-E, u.a. über zusätzliche Ehegatten­
beiträge, auf eine kurzfristige Beitragsstabilisierung ab, die 
jedoch, weil sie ungefähr bis zur Jahrtausendwende zusätzli­
che Anspruche zuteilt, die später eingelöst werden müssen, 
mittel- und langfristig betrachtet den Fortbestand eines sekto­
ralen landwirtschaftlichen Alterssicherungssystems gefährden 
kann ( vgl. hierzu ausführlich M e h l und H a g e d o r n, 
1993c). 

Infolge der geschilderten, insbesondere intertemporalen 
Verteilung der Vor- und Nachteile der Neuregelung und der 
zu erwartenden geringen Anzahl der in der AdL Versicherten 
im Beitrittsgebiet werden die NBL nur in geringem Maße an 
den Bundeszuschüssen zur LSV teilhaben. Dies hängt weni­
ger damit zusammen, daß im Rahmen des Generationenver­
trags bei der Neueinführung einer Alterssicherung naturge­
mäß zunächst mehr Beitragszahler als Rentner vorhanden 
sind15). Vielmehr ist dies eine Konsequenz der spezifischen 
Agrarstruktur des Beitrittsgebiets; infolgedessen ist die unglei­
che Teilhabe an den LSV-Bundeszuschüssen vermutlich dau­
erhafter Natur. Insofern sind die Mehrausgaben, die im finan­
ziellen Teil des ASRG-E und der mittelfristigen Finanzplanung 
des Bundes für die LSV ausgewiesen sind, verteilungspolitisch 
brisantI6)_ Da die Mehraufwendungen für das ASRG von 

H)Dfe Zuspllttung von Rentenanwartschaften aus vergangenen Ehejah­

ren erfolgt für die Zugänge ab 1997 m 100 ~- Bel einem Rentenm­

gang In den Jahren 1995 und 1996 werden die Beitragszelten des 

Eheptten m 60 bzw. 80 ~ berücksichtigt. Keine Zuspllttung von 

Anwartschaften erhalten Bäuerinnen, die bei Inkrafttreten der 

llefonn bereits das 65. Lebensjahr erreicht haben und damit nicht 

mehr In die AdL aufgenommen werden. Eine Ausnahme bilden die­

je n igen Bäuerinnen, die bereits bei Inkrafttreten der Refo rm 

erwerbsunfähig sind; sie erhalten ohne Beitragsentrichtung eine 

eigene Rente wegen Erwerl>sunfähigkelt. 

14)Sehr gut gestellt werden beispielsweise Ehepaare, die 1997 beide das 

65. Lebemjahr vollenden und 1957 bereits miteinander verheiratet 

waren, wobei ein Ehegatte mm 1.10.1957 als landwirtschaftlicher 

Unternehmer In die neugegründete LAB eingetreten Ist (Fall 1). Tritt 

der Ehegatte des landwirtschaftlichen Unternehmers ab dem 

1.1.1995 In die AdL ein, hat er/sie bis mrVollendung des 65. Lebens­

jahres Beiträge m entrichten. Das Geburtsdatum 1.10.1932 voraus­

gesetzt, müssen dann lediglich für 2 Jahre und 9 Monate Beiträge 

entrichtet werden, damit die rückwärt igen Anwartschaften aus den 

Ehejahren zu 100 o/o angerechnet werden; beide Eheleute erhalten 

dann eine Altersrente In Höhe von 40 x 20,54 • 821,60 DM; der allei­

nige Anspruch des landwirtschaftlichen Unternehmers nach altem 

Recht würde demgqienüber 1231,48 DM betragen (vgl. Mehl und 

Hagedorn, 1993c). 

15) Auch, weil die 'alte last' nicht einbezogen, sondern in der GKV ver­

bleibt. 

16)Dfese Mehrausgaben belaufen sich 1995, d.h. im ersten Jahr nach 

der Reform, auf 452 Mill. DM und steigen 1997 bereits auf 567 Mill. 

DM. Auch infolge gleichzeitiger Kürmngen der Ausgaben im Be-
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Seiten der politisch Verantwortlichen auch als Ersatz für das 
EG-rechtlich geforderte Auslaufen des sozio-strukturellen Ein­
kommensausgleichs (ABL) bzw. der betrieblichen Anpas­
sungshilfe (NBL) deklariert worden sind, wurden insbesonde­
re von seiten Brandenburgs Kompensationen gefordert, die 
sich auf die Übernahme von Altlasten der LUV im Beitrittsge­
biet durch den Bund konzentrieren (Agra-Europe 1993a, S. 
11). Abgesehen davon, daß ein Vergleich der Belastungssitua­
tion der ostdeutschen landwirtschaftlichen Berufsgenossen­
schaften (LBG) mit der westdeutscher LBGen zugunsten der 
erstgenannten ausfällt (vgl. Lehle et al., 1992, S. 38) und 
sich eine Kompensationserfordernis aus Bundesmitteln daher 
weder ableiten noch begründen läßtrn, dürften die gegen­
wärtigen fmanzpolitischen Rahmenbedingungen hierfür kei­
nen Realisierungsspielraum bieten. 

6 Auswirkungen auf die Agrarstruktur 

Die Agrarstrukturentwicklung und auch der Wandel der 
Agrarverfassung in den NBL werden durch politische Ent­
scheidungen zur agrarsozialen Sicherung mitbeeinflußt, wenn 
- wie in den vorangegangen Ausführungen wiederholt aufge­
zeigt - landwirtschaftlich Erwerbstätige in Betrieben unter­
schiedlicher Organisationsform und Größe ungleich behan­
delt werden. Diese Verzerrung der Anreizstrukturen erfolgt 
durch die AdL nach deren Übertragung auf die NBL z.B. da­
durch, daß Angehörige von Genossenschaften und landwirt­
schaftliche Arbeitnehmer unabhängig von der Organisa­
tionsform der Unternehmen dem ungünstigeren Beitrags­
Leistungs-Verhältnis der GRV unterliegen, was aus betriebs­
wirtschaftlicher Sicht nichts anderes als eine indirekte Verteu­
erung der Arbeitskraft im Vergleich zu der der AdL-Landwirte 
bedeutet. In dieselbe Richtung wirkt die Tatsache, daß selb­
ständige Landwirte und deren hauptberuflich mitarbeitende 
Familienangehörige in der LKV, Genossenschaftsmitglieder 
und Arbeitnehmer dagegen in einer anderen gesetzlichen 
Krankenkasse versichert sind und infolgedessen höhere Bei­
träge entrichten müssen. 

rdc:h der GemdnKhaltnuf'gabe 'Verbeoaerung der Agrarstruktur 

und des X:Oltemc:huues' WOrde der Anteil der Ausgaben für die LSV 

Innerhalb des BMLBaushalts den Zahlen der mittelfristigen Finanz. 

planung zufolF auf 64,1 ~ Im Jahr 1997 {1992: 44,3 ~) steigen. In 

atNoluten Zahlen auagedrückt WOnlen die Aufwendungen für die 

lSV bis 1997 8,4 Mrd. DM (1992: 6,4 Mrd. DM) erfordern, wobei 

dieser Steigerung um 31,5 ~ im gleichen Zdtraum Auspbenlr.Qrzun. 

aen um inapamt 9,2 ~ In den Obrtaen Berdchen des BML-Etats 

gegenüberstehen. 

17) Auf eine veqileldtswelse günstige Flna02situation der L8G Berlin 

deutet auch der Umstand hin, daß dort der dun:hsc:hnittlkhe Jah· 

resarbeiuverdlenat, der al• BemessunlPll'UOdlage der Unfallrenten 

fl)r landwirtschaftliche Unternehmer und dessen Ehegatten dient, 

mit 19188 DM um rund 4 ~ Ober die In den westdeutschen L8Gen 

geltenden durchschnittlichen Jahresarbeii..-enllenste angehoben 

wurde (Sicher Leben, 1993, S. 6). Diese . ganz zweifellos dem be-

110nderen sozialen Schuu:bedOrfnis de& versicherten Penonenkrei­

ses Rechnung tragende Regelung . unterscheidet sich stark "°n der 

110nstigen Festlegungoec- und westdeutseher LelstunpnlYeaus. 
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Ein weiteres, im Bereich der Struktureffekte anzusiedelndes 
Problem bildet die Hofabgabeklausel (vgl. Hagedorn, 
1981a), die nach wie vor als das "Kernstück der agrarstruktur­
politischen Zielsetzung der Altershilfe" (so Stumpf , 1992, 
S. 174) bezeichnet wird und als ein Legitimationsargument für 
den hohen Bundesmittelanteil d ient (vgl. G i es e, 1992, 
S. 195). Bei Liebte betrachtet ergibt die Beibehaltung der -
durch zahlreiche Änderungen im ASRG-E ohnehin bereits 
stark aufgeweichten - Hofabgabeklausel und erst recht ihre 
Übertragung auf die spezifischen Verhältnisse der NBL wenig 
Sinn. Denkbar ist beispielsweise, daß im Falle der Wiederein­
richter oft kein junger Betriebsleiter zur Verfügung steht, 
dessen Status als Hofnachfolger schon lange feststeht, son­
dern dem Betroffenen die notwendige Zeit zur Suche eines 
Nachfolgers eingeräumt werden muß. Aber auch wenn dieser 
feststeht, so ist er vielleicht noch für die Übernahme des Be­
triebs zu jung, mit der Ausbildung noch nicht fertig oder muß 
eine landwirtschaftsbezogene Ausbildung nachholen. Auch 
ist älteren Wiedereinrichtern ohne Hofnachfolger eine Auflö­
sung ihres Betriebes anstelle der Abgabe in der Regel nicht 
zuzumuten, weil die noch nicht lange zurückliegenden Inve­
stitionen zur Wiedereinrichtung sich noch nicht amortisiert 
haben und entwertet werden würden. Außerdem sind sie 
möglicherweise auf ein Zusatzeinkommen zur Rente ange­
wiesen. Im übrigen stellt sich die Frage, was die erklärterwei­
se auf eine Verbesserung der Agrarstruktur ausgerichtete Hof­
abgabeklausel noch bewirken soll, wenn sie auf die in den 
NBL vergleichsweise zahlreich anzutreffenden Betriebe mit 
erheblicher Größe angewandt wird. 

7 Schlußfolgerungen 

Der Beitritt der NBL zur Bundesrepublik und die sich 
daraus ergebende Notwendigkeit der Übertragung der agrar­
sozialen Sicherungssysteme der Bundesrepublik haben deren 
sektorspezifische Ausgestaltung unter zusätzlichen Legitima­
tions- und potentiellen Anpassungsdruck geraten lassen. Das 
spezifische Handlungsdilemma der politischen Entschei­
dungsträger wurde in Abschnitt 2 in drei Handlungsoptionen 
gefaßt, wobei der Regierungsentwurf als Mischform der Op­
tionen (b) und (c) zu charakterisieren ist: Zum einen wurde 
das westdeutsche System auf die Bewirtschafter ostdeutscher 
Familienbetriebe und Mitunternehmer in Personengesellschaf­
ten übertragen, gleichzeitig wurden die inter- und intrasekto­
ralen Verteilungswirk"Ungen der AdL zwar verändert, die 
einkommenspolitischen Zielsetzungen aber grundsätzlich bei­
behalten. 

Die durch den Gesetzentwurf vorgeschlagene Lösung, die 
sektorspezifischen Einrichtungen der sozialen Sicherung nur 
auf diejenigen landwirtschaftlichen Unternehmen des Bei­
trittsgebiets zu übenragen, die denen der Alt-Bundesländer 
entsprechen, für die diese Systeme konzipiert worden sind, 
und Beschäftigte in anderen Unternehmensformen im Bei­
trittsgebiet den allgemeinen Systemen der sozialen Sicherung 
zuzuordnen, ist zweifellos einerseits sachgerecht, birgt aber 
andererseits Konfli.k,potential. Den Bedünnissen der nicht als 
selbstständige Unternehmer agierenden Erwerbstätigen in 
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den Nachfolgeunternehmen der LPGen wird sicherlich durch 
die Vollsicherung der GRV weit eher entsprochen als durch 
die Teilsicherungskonzeption, die weiterhin die Grundlage 
der Alterssicherung der Landwirte bildet. Allerdings ist die An­

gemessenheit des Teilsicherungskonzepts auch für die in die 
AdL einbezogenen Wiedereinrichter von Einzelbetrieben 
zweifelhaft, weil diese nicht verläßlich mit Altenteilsleistun­
gen der nachfolgenden Generation rechnen können. Weitere, 
nur teilweise gelöste Problempunkte ist die wegen der trans­
formationsbedingten Mobilitätsprozesse dringende N otwen­
digkeit der Einführung von Wanderversicherungsverein­
barungen; zwar enthält der Gesetzentwurf eine Reihe diesbe­
züglicher Sonderregelungen für die Versicherten des Beitritts­
gebiets, die jedoch beispielsweise dem zu erwartenden Wie­
deraufgaberisiko von Neu- und Wiedereinrichtern landwirt­
schaftlicher Betriebe und dem dadurch veranlaßten Wechsel 
in die GRV nicht Rechnung tragen. 

Der Ausschluß einer großen Zahl landwirtschaftlicher Be­
triebe von Einkommenstransfers in beträchtlichem Ausmaß, 
die auch nach dem neuen System der AdL erfolgen, läuft der 
proklamierten Chancengleichheit der unterschiedlichen Orga­
nisationsformen der Betriebe im Beitrittsgebiet klar zuwider. 
Die Betriebe in den NBL finden sich dabei in zweifacher Hin­
sicht auf der 'Verlieretseite' der Reform: Einmal sind landwirt­
schaftliche Erwerbstätige, die in Betrieben in der Form juristi­
scher Personen wirtschaften, nach wie vor von den über die 
AdL verabreichten Einkommenstransfers ausgeschlossen. 
Zweitens werden zwar ostdeutsche landwirtschaftliche Unter­
nehmer und deren Ehegatten, die in der AdL pflichtversichert 
sind, besser gestellt als die zuletzt genannte Gruppe, zählen 
jedoch ebenfalls nicht zu den Begünstigten der lukrativen Zu­
splittungsregelung und der großzügigen Übergangsbestim­
mungen vom alten zum neuen Recht. Auch nach der Umge­
staltung des Systems besteht ein verteilungspolitischer Unter­
schied zwischen ABL und NBL, der sich durch die Finanzie­
rung der für die Reform zusätzlich erforderlichen Bundeszu­
schüsse aus Mitteln des sozio-strukturellen Einkommensaus­
gleichs und der betrieblichen Anpassungshilfe verschärft und 
darüber hinaus von dauerhafter Natur sein dürfte: Einmal, 
weil die ungleiche Verteilung der Bundeszuschüsse struktu­
relle Ursachen hat, und zweitens, weil deren Einsatz in einem 
Alterssicherungssystem deren langfristige Festlegung impli­
ziert. 

Diese Konfliktkonstellation resultiert aus der den Regie­
rungsentwurf eines ASRG durchgehend charakterisierenden 
politisch gewollten Verschonung altersgeldnaher Jahrgänge 
von Refonnlasten. Der Reformentwurf stellt eine auf kurzfristi­
ge Beitragsstabilisierung abzielende Novellierung dar, die die 
politische Akzeptanz von Änderungen, die die Verteilungs­
vorteile der Landwirtschaft in diesem Bereich abbauen, durch 
eine "Gegenwartsverschonung" beschafft: Der gegenwärtigen 
Generation werden noch erhebliche Vergünstigungen gesi­
chert bzw. zusätzlich zugeteilt, während nachfolgende Gene­
rationen die dadurch entstehenden Belastungen mitfinanzie­
ren und sich ferner auf eine Reduzierung der günstigen Bei­
trags-Leistungs-Relation einstellen müssen. Daß zu diesen 
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nachfolgenden Generationen auch die neu in die AdL eintre­
tenden Versicherten des Beitrittsgebiets gehören, erschwert 
jedoch die politische Durchsetzung dieser Vorschläge: Aus 
der politikwissenschaftlichen Policy-Forschung ist bekannt, 
daß formale Aspekte einer politischen Maßnahme wesentlich 
dazu beitragen können, die Wirkungen von Maßnahmen zu 
erhöhen oder abzuschwächen und dadurch Widerstände 
gegen politische Regelungsvorschläge zu verstärken oder zu 
mildem. Bei umlagefinanzierten Systemen zählt auch Alterssi­
cherungspolitik zur Umverteilungspolitik: Indem die junge 
Generation Beiträge bezahlt, finanziert sie die Leistungen an 
Alte, Hinterbliebene und an Menschen, die in ihrer Erwerbsfä­
higkeit eingeschränkt sind; i.d.R. verläuft der politische 
Prozeß bei solchen Umverteilungspolitiken nicht harmonisch 
und konsensual, sondern konfliktreich und polarisiert 
(Windhoff - Heritier, 1987, S. 22-27; S. 47-57). Die Poli­
tik der Gegenwartsverschonung entspricht genau diesem 
Konzept: Die h.--urzfristigen Vorteile der Neuregelung des 
ASRG, insbesondere die Absicherung der Bäuerin und die 
Beitragsstabilisi~rung, standen im Vordergrund von Reform­
marketing und öffentlicher Debatte und schwächten die poli­
tische Brisanz der mittel- und langfristigen Reformwirh.--ungen 
ab. Da sich allerdings die Benachteiligungen der Reform im 
Zusammenhang mit der Übertragungsproblematik auf die 
NBL nicht allein intertemporal, sondern auch regional kon­
zentrieren, wird die aus der formalen Politikgestaltung resul­
tierende Schwächung der Organisationsfähigkeit der negativ 
Betroffenen der Reform ausgeglichen. Von ausschlaggeben­
der Bedeutung für die weitere Entwicklung kann dies da­
durch werden, daß der Entwurf, um realisiert zu werden, der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Insofern erscheinen 
Verlauf und Ausgang der parlamentarischen Beratungen 
offen. 

Zusanunenfa.ssung 

Gegenstand der Untersuchung ist ein Gesetzentwurf der 
Bundesregierung, der gegenwärtig parlamentarisch beraten 
wird und der u.a . die Übertragung des (reformierten) land­

wirtschaftlichen Alterssicherungssystems auf das Beitrittsge­
biet enthält, das als einziges Sozialversicherungsystem der 
Bundesrepublik bislang nicht in den neuen Bundesländer ein­
geführt worden ist. Der Beitrag befaßt sich mit den Teilen des 
Regierungsentwurfs, die die Überleitung des landwirtschaftli­
chen Alterssicherungssystems betreffen und untersucht die 
durch ihn voraussichtlich hervorgerufenen sozial- und vertei­
lungspolitischen und agrarstrukturellen Auswirkungen. Die 
Ergebnisse machen deutlich, daß die Übertragung der Teilsi­
cherungskonzeption auf die Versicherten in den Neuen Bun­
desländern (NBL) nur zum Teil deren spezifische Sicherungs­
bedürfnisse erfüllt und insbesondere ihr Wechsel in dieses Si­
cherungssystem trotz einer Reihe von Sonderregelungen 
negative Folgen für sie haben kann. Problematisch erscheinen 
auch die verteilungspolitischen Auswirkungen des Konzepts: 
zum einen impliziert die weiterhin verfolgte einkommenspoli­
tische Zielsetzung der Alterssicherung der Landwirte (AdL), 
daß Betriebe in den NBL, die in der Form juristischer Perso­
nen geführt werden, benachteiligt werden; zweitens haben 
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auch die neu in die AdL einbezogenen Versicherten der NBL 
wegen der politischen Ökonomie des Entwurfs kaum Anteil 
an den vorteilhaften Neuregelungen des Entwurfs. Vor dem 
Hintergrund der inter- und intrasektoralen Ungleichbehand­
lungen und der heivorgerufenen Verteilungskonflikte wird 
für eine umfassendere Reform plädiert, die die sektorspezifi­
sche Vorzugbehandlung der in der AdL versicherten landwirt­
schaftlichen Unternehmer gegenüber anderen in der Gesetzli­
chen Rentenversicherung versicherten Personengruppen be­
endet und die Relation von Beiträgen und Leistungen in der 
landwirtschaftlichen und der allgemeinen Alterssicherung in 
Übereinstimmung bringt. Vor diesem Hintergrund wäre auch 
die bislang unzureichende Kompatibilität der Systeme leicht 
über Wanderversicherungsvereinbarungen zu lösen. 

Transfonning the old-age insurance system for fanners 
in the new federal states of gennany by the Federal 
Government's concept for further development of the 
social security system for farmers 

Tue Federal Govemment of Gennany has presented a bill 
to reorganize the social security system for fanners, i.e. the 
old-age insurance, and to introduce this system in the New 
Federal States. This artide deals with the prospective impacts 
of this plan on social security matters of the additionally in­
sured persons in the New Federal States, and with the finan­
cial and distributive effects of the reform. Tue analysis shows 
that this way of transfering the (reformed) system cannot be 
expected to be a successful solution in all parts. On the one 
band the system originally was set up for providing social se­
curity for self-employed fanners in West Germany; first it 
seems questionable, whether this scheme is applicable to the 
special situation and particular social security demands of the 
farm population in the New Länder and second, in spite of 
some special regulations, the enduring incompatibility of the 
differences between old-age insurance schemes of farmers 
and non-fanners will cause problems for people changing 
systems. On the other band, the agricultural system has 
moved towards one of the most important instruments of agri­
cultural income policy on the national level. A comparison 
between social security contributions paid in the general sys­
tem and contributions paid by farmers, regarding both the ex­
isting and in the reformed agricultural system according to the 
Federal Govemments bill shows, that most of the public 
funds suppen still is used for reasons of income support. 
Thus, acceptance of the bill would mean to create further dis­
parities between New and Old Federal States in two ways: 
first, it would exclude many registered cooperatives and cor­
porations from subsidies of considerable importance, and sec­
ondly, nearly all advantages of the new system would con­
centrate on farmers in the Old Federal States. Tue only way to 
avoid disparities, other conflicts and problerns of incompati­
bility is to separate agricultural policy from social security pol­
icy and to reform the farmers' pension system by following 
the principles of the general system of old-age insurance in 
Gennany. 
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